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Gesetz über den Vollzug der Abschie-
bungshaft in Baden-Württemberg sowie
zur Änderung des Flüchtlingsaufnahme-
gesetzes, des Landesbeamtengesetzes und
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften

Der Landtag hat am 16. Dezember 2015 das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz über den Vollzug der Abschiebungshaft in 
Baden-Württemberg (Abschiebungshaftvollzugsgesetz 

Baden-Württemberg – AHaftVollzG BW)

§ 1

Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Abschiebungshaft
in Baden-Württemberg, soweit sie in einer Abschie-
bungshafteinrichtung (Einrichtung) vollzogen wird. Die
Abschiebungshaft ist unzulässig, wenn der Zweck der
Haft durch ein milderes, ebenfalls ausreichendes anderes
Mittel erreicht werden kann. 

§ 2

Grundsatz 

Den in Abschiebungshaft befindlichen Ausländern (Un-
tergebrachte) dürfen nur die Beschränkungen auferlegt
werden, die der Zweck der Abschiebungshaft oder die
Sicherheit oder Ordnung in der Einrichtung erfordern. 

§ 3

Unterbringung

(1) Frauen und Männer sind grundsätzlich in getrennten
Bereichen der Einrichtung unterzubringen.

(2) Sofern mehrere Angehörige derselben Familie zusam-
men abgeschoben werden sollen, soll ihnen auch in der
Abschiebungshaft abweichend von Absatz 1 auf Wunsch
ein Zusammenleben ermöglicht werden. Lässt sich dies
nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten
realisieren, ist den betroffenen Untergebrachten tagsüber
das Zusammenleben zu ermöglichen. 

(3) Personen, die internationalen Schutz beantragt haben,
sind soweit wie möglich getrennt von anderen Personen
unterzubringen.

(4) Bei der Unterbringung ist auf die religiöse und ethni-
sche Zugehörigkeit zu achten. Die diesbezüglichen
Daten im Sinne des § 33 Absatz 1 des Landesdaten-
schutzgesetzes dürfen verarbeitet werden, soweit dies im
Einzelfall zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist.

(5) Untergebrachte erhalten keinen Urlaub oder Aus-
gang. Zur Erledigung notwendiger Behördengänge oder
privater Angelegenheiten können die Untergebrachten
ausgeführt werden.

(6) Bei der Verpflegung soll möglichst Rücksicht auf kul-
turelle und religiöse Speisegebote genommen werden.

§ 4

Aufnahme und Abschiebungsplanung

(1) Untergebrachte sind bei ihrer Aufnahme in Abschie-
bungshaft bei nicht ausreichenden deutschen Sprach-
kenntnissen nach Möglichkeit in ihrer Muttersprache
über ihre Rechte und Pflichten zu belehren. Die persön -
liche Unterrichtung soll durch entsprechende Merkblät-
ter intensiviert werden. Fehlen die Voraussetzungen für
eine Verständigung in der Muttersprache, sind andere
den Untergebrachten bekannte Sprachen oder sonstige
Verständigungsmöglichkeiten zu nutzen.

(2) Nach der Aufnahme werden Untergebrachte alsbald
ärztlich untersucht und dem sozialen Dienst vorgestellt.
Untergebrachte sind verpflichtet, die ärztliche Unter -
suchung einschließlich einer Röntgenaufnahme der
Lunge zu dulden. § 36 Absatz 4 des Infektionsschutzge-
setzes gilt entsprechend.
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(3) Mit den Untergebrachten sind unverzüglich nach der
Aufnahme die Voraussetzungen und der Zeitplan der Aus-
reise zu erörtern. Insbesondere ist festzustellen, ob oder
unter welchen Voraussetzungen die Untergebrachten zu
einer freiwilligen Ausreise bereit sind und ihre Bereit-
schaft zur kontrollierten freiwilligen Ausreise glaubhaft
machen; ferner sind sonstige Wünsche, insbesondere zum
Zielort und zur Benachrichtigung von dort wohnenden
Angehörigen oder sonst bekannten Personen, zu erkunden
und in der Folge angemessen zu be rück sichtigen.

§ 5

Arbeit

(1) Untergebrachte sind zur Arbeit nicht verpflichtet, sie
haben jedoch für ihr engeres Umfeld selbst zu sorgen,
insbesondere den eigenen Haftraum sauber zu halten und
bei der Verpflegung mitzuwirken.

(2) Die Einrichtung soll, soweit Sicherheit und Ordnung
dies zulassen, den Untergebrachten soweit möglich die
Gelegenheit zur Arbeit geben. Untergebrachte, die von
dieser Möglichkeit Gebrauch machen, erhalten für die
geleistete Arbeit eine Aufwandsentschädigung im Sinne
des § 5 des Asylbewerberleistungsgesetzes.

§ 6

Freizeitbeschäftigung und religiöse Betätigung

(1) Die Einrichtung bietet Möglichkeiten zur Freizeitbe-
schäftigung an. Soweit möglich ist dabei den Gegeben-
heiten der verschiedenen Kulturen Rechnung zu tragen.

(2) Untergebrachten ist auf ihren Wunsch die Möglich-
keit zu geben, mit einem Seelsorger ihrer Religionsge-
meinschaft in Verbindung zu treten.

§ 7

Besuche

Untergebrachte dürfen zu den Besuchszeiten Besuch emp-
fangen. Dieses Recht darf nur aus Gründen der Sicherheit
oder Ordnung eingeschränkt werden, insbesondere kann
ein Besuch davon abhängig gemacht werden, dass die Be-
sucher sich und ihre mitgeführten Gegenstände durch -
suchen lassen. Satz 1 gilt nicht für Besuche von Rechtsan-
wältinnen oder Rechtsanwälten und konsularischen Ver-
treterinnen oder Vertretern. 

§ 8

Bezug von Zeitungen und Nutzung von Medien

(1) Untergebrachte dürfen auf eigene Kosten über die
Einrichtung Zeitungen und andere Druckerzeugnisse be-

ziehen; ausgeschlossen sind lediglich Druckerzeugnisse,
deren Inhalt den Vollzug oder die Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung gefährdet oder deren Verbreitung
mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist.

(2) Untergebrachte können am Hörfunkempfang der Ein-
richtung oder am gemeinschaftlichen Fernsehempfang
teilnehmen. Sie dürfen eigene Hörfunkgeräte benutzen,
soweit dadurch nicht andere gestört werden. In begrün-
deten Ausnahmefällen können eigene Fernsehgeräte zu-
gelassen werden.

(3) Untergebrachte dürfen das Internet in dem von der
Einrichtung angebotenen Umfang nutzen.

§ 9

Post, Geschenke, Einkauf, Telefon

(1) Untergebrachte dürfen grundsätzlich ohne Beschrän-
kungen Briefe, Pakete und andere Post erhalten und ver-
senden. Sie dürfen Geschenke von Besuchern entgegen-
nehmen oder an Besucher aushändigen. Sie können fer-
ner von den in der Einrichtung vorhandenen Einkaufs-
möglichkeiten Gebrauch machen.

(2) Es können Kontrollen eingehender Post sowie mitge-
brachter Geschenke auch nach Beendigung einer Durch-
suchung nach § 7 Satz 2 angeordnet werden, wenn eine
Gefährdung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung
zu befürchten ist. Vom Empfang auszuschließende Ge-
genstände sind zur Habe der Untergebrachten zu nehmen
oder an den Absender zurückzusenden. Der Schriftwech-
sel mit beauftragten Rechtsanwälten wird nicht über-
wacht. Entsprechendes gilt für Schreiben der Unterge-
brachten an die Volksvertretungen des Bundes und der
Länder, die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der
Länder, das Europäische Parlament, den Europäischen
Bürgerbeauftragten, den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte, den Europäischen Ausschuss zur Ver-
hütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigen-
der Behandlung oder Strafe, den Menschenrechtsaus-
schuss der Vereinten Nationen, den Ausschuss der Ver-
einten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unteraus-
schuss zur Verhütung von Folter und die entsprechenden
nationalen Präventionsmechanismen sowie die konsulari-
sche Vertretung des Herkunftslandes, wenn die Schreiben
an die Anschriften dieser Stellen gerichtet sind und den
Absender zutreffend angeben. Schreiben der in Satz 3 ge-
nannten Stellen, die an Untergebrachte gerichtet sind,
dürfen nicht überwacht werden, wenn die Identität des
Absenders zweifelsfrei feststeht.

(3) Die Untergebrachten haben unter Berücksichtigung
der Möglichkeiten der Einrichtung und der Gleichbe-
handlung aller Untergebrachten das Recht, auf eigene
Kosten zu telefonieren. Der Besitz und die Benutzung
von Mobiltelefonen mit Kamerafunktion sind verboten.
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§ 10

Sicherheit und Ordnung

(1) Die Untergebrachten haben sich hinsichtlich einer für
alle einzuhaltenden Ruhezeit nach der Tageseinteilung
der Einrichtung zu richten. Im Übrigen sorgt die Ein -
richtung dafür, dass Untergebrachte in bestimmten Be -
reichen der Einrichtung oder Gruppen miteinander in
Kontakt treten, den Tag gestalten und sich zeitweise im
Freien aufhalten können. Untergebrachte dürfen sich
auch tagsüber jederzeit in ihren Haftraum zurückziehen,
sofern sie sich nicht zu einer bestimmten Arbeit ver-
pflichtet haben.

(2) Untergebrachte dürfen durch ihr Verhalten gegen -
über dem Personal der Einrichtung, anderen Unterge-
brachten und anderen Personen das geordnete Zusam-
menleben in der Einrichtung nicht beeinträchtigen.

(3) Untergebrachte können auf Anordnung der Leitung
der Einrichtung in einem besonders gesicherten Raum
untergebracht werden, wenn und solange aufgrund ihres
Verhaltens oder aufgrund ihres seelischen Zustandes in
erhöhtem Maße die Gefahr des Entweichens, von Ge-
walttätigkeiten gegen Personen oder Sachen oder der
Selbstverletzung besteht und mildere Mittel nicht aus -
reichen. Die Maßnahme ist auch zulässig, wenn die Ge-
fahr einer Befreiung oder einer erheblichen Störung der
Sicherheit oder Ordnung in der Einrichtung nicht anders
abgewendet werden kann. Ein Arzt ist baldmöglichst 
zu beteiligen. Unterbringungen in einem besonders ge -
sicherten Raum von mehr als 24 Stunden sind der Auf-
sichtsbehörde unverzüglich zu melden.

(4) Für die Anwendung unmittelbaren Zwanges durch
die Bediensteten der Einrichtung gelten die Vorschriften
des Buches 3 des Justizvollzugsgesetzbuches entspre-
chend. Die Anwendung unmittelbaren Zwanges durch
körperliche Fixierung ist nur zulässig zur Verhinderung
einer unmittelbar drohenden Selbst- oder Fremdgefähr-
dung. Sie ist auf die unumgänglich notwendige Dauer zu
beschränken. Es ist unverzüglich ärztliches Personal hin-
zuzuziehen, das über die Fortdauer der Fixierung ent-
scheidet. Für die Dauer der Fixierung sind Untergebrach-
te durch Bedienstete ständig und in unmittelbarem Sicht-
kontakt zu beobachten. Die Anwendung des Zwangs -
mittels, die Dauer sowie die Hinzuziehung ärztlichen Per-
sonals sind zeitgenau aktenkundig zu machen.

(5) Die Bediensteten der Einrichtung dürfen unmittel -
baren Zwang gegenüber Untergebrachten oder anderen
Personen anwenden, wenn sie Vollzugs- und Sicherungs-
maßnahmen durchführen und der damit verfolgte Zweck
auf keine andere Weise erreicht werden kann. Unter
mehreren Möglichkeiten ist die Maßnahme zu wählen,
die die einzelne Person und die Allgemeinheit voraus-
sichtlich am wenigsten beeinträchtigt. Unmittelbarer
Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender
Schaden erkennbar außer Verhältnis zu dem angestreb-

ten Erfolg steht. Die notwendige Androhung der Anwen-
dung unmittelbaren Zwanges darf nur unterbleiben,
wenn die Umstände sie nicht zulassen oder um eine
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgeset-
zes erfüllt, zu verhindern und eine gegenwärtige Gefahr
abzuwenden.

(6) Die Bediensteten der Einrichtung dürfen beim Vollzug
der Abschiebungshaft keine Schusswaffen gebrauchen.

§ 11

Ärztliche Versorgung und soziale Betreuung

(1) Untergebrachte werden im Rahmen der gesetzlichen
Vorschriften ärztlich versorgt und behandelt. Die Ver-
sorgung erfolgt grundsätzlich durch den für die Einrich-
tung bestellten medizinisch-ärztlichen Dienst. Ist eine
ärztliche Behandlung in der Einrichtung nicht möglich
oder eine stationäre Behandlung nötig, werden Unterge-
brachte in einem geeigneten Krankenhaus oder einer ent-
sprechenden medizinischen Einrichtung untergebracht.

(2) Untergebrachte werden durch Sozialarbeiterinnen
oder Sozialarbeiter betreut. 

§ 12

Beschwerderecht

Untergebrachte erhalten Gelegenheit, sich mit Wünschen,
Anregungen und Beschwerden an die Leiterin oder den
Leiter der Einrichtung zu wenden. Regelmäßige Sprech-
stunden sind einzurichten.

§ 13

Beirat

Für die Einrichtung wird ein externer Beirat eingerichtet.
Der Beirat wirkt bei der Gestaltung des Vollzugs der Ab-
schiebungshaft mit. Die Mitglieder nehmen ihre Aufga-
be ehrenamtlich wahr.

§ 14

Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte der kör -
perlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des
Grundgesetzes (GG), der Freiheit der Person (Artikel 2
Absatz 2 Satz 2 GG) sowie des Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnisses (Artikel 10 Absatz 1 GG) einge-
schränkt.
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§ 15 

Dienstrechtliche Bestimmungen

(1) Für Beamte des Vollzugsdienstes und des Werk -
diens tes im Justizvollzug, die zu einer Einrichtung ver-
setzt sind, gelten für den Eintritt in den Ruhestand we -
gen Erreichens der Altersgrenze § 36 Absatz 3 des Lan-
desbeamtengesetzes (LBG) und Artikel 62 § 3 Absatz 4
und 5 des Dienstrechtsreformgesetzes (DRG), für die
Hinausschiebung der Altersgrenze § 39 Satz 2 des LBG
und Artikel 62 § 3 Absatz 1 Satz 1 des DRG, für die Ver-
setzung in den Ruhestand auf Antrag § 40 Absatz 1 Satz 2
und Absatz 2 Satz 4 LBG und für die Dienstkleidung 
§ 55 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 LBG entsprechend.

(2) Der Leiterin oder dem Leiter des Abschiebungshaft-
vollzugsdienstes kann das Amt

1. einer Oberinspektorin oder eines Oberinspektors der
Besoldungsgruppe A 10 der Landesbesoldungsord-
nung A in Anlage 1 (zu § 28) des Landesbesoldungs-
gesetzes Baden-Württemberg oder

2. einer Amtfrau oder eines Amtmanns der Besoldungs-
gruppe A 11 Landesbesoldungsordnung A in der An-
lage 1 (zu § 28) des Landesbesoldungsgesetzes Ba -
den-Württemberg 

verliehen werden.

(3) Ist der Leiterin oder dem Leiter des Abschiebungs-
haftvollzugsdienstes einer Einrichtung ein Amt nach Ab-
satz 2 Nummer 2 verliehen worden, kann der ständigen
Vertreterin oder dem ständigen Vertreter das Amt einer
Oberinspektorin oder eines Oberinspektors der Besol-
dungsgruppe A 10 der Landesbesoldungsordnung A in
der Anlage 1 (zu § 28) des Landesbesoldungsgesetzes
Baden-Württemberg verliehen werden.

§ 16

Verordnungsermächtigung

Das Innenministerium wird ermächtigt, die erforder -
lichen Einzelheiten zur Ausgestaltung der Abschie-
bungshaft unter Berücksichtigung des Zwecks und der
Eigenart der Abschiebungshaft und nach Maßgabe der
Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemein -
same Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur
Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger
(ABl. L 348 vom 24. 12. 2008, S. 98) sowie Näheres zum
Beirat, insbesondere zur Zusammensetzung, Aufgaben
und Geschäftsgang, durch Rechtsverordnung zu regeln.

Artikel 2

Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes

§ 2 Absatz 3 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom 
19. Dezember 2013 (GBl. S. 493), wird wie folgt geän-
dert:

Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch ein Komma
ersetzt.

b) In Nummer 4 wird der Punkt durch das Wort „und“
ersetzt.

c) Es wird folgende Nummer 5 angefügt:

    „5. zuständig für die Durchführung des Asylbewerber -
leistungsgesetzes während des Abschiebungshaft-
vollzuges in einer Einrichtung des Landes.“

Artikel 3

Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 9. November 2010 (GBl.
S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1040, 1044) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 36 Absatz 3 werden die Wörter „allgemeinen
Vollzugsdienstes und des Werkdienstes bei den Ju-
stizvollzugseinrichtungen“ durch die Wörter „Voll-
zugsdienstes und des Werkdienstes im Justizvollzug
und des Abschiebungshaftvollzugsdienstes“ ersetzt.

2. § 55 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

    a)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 

        aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

        „2. die Beamtinnen und Beamten des Voll-
zugsdienstes im Justizvollzug und des
Werkdienstes im Justizvollzug,“. 

        bb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a
eingefügt:

        „2 a. die Beamtinnen und Beamten des Ab-
schiebungshaftvollzugsdienstes,“.

    b)  In Satz 2 wird nach der Angabe „Nr. 1“ die Angabe
„ , Nr. 2 a“ eingefügt.

3. Im Abschnitt C des Anhangs (zu § 8 Absatz 1) wird
nach Nummer 6 folgende Nummer 6 a eingefügt:

    „6 a. der Leiterinnen und Leiter der Abschiebungs -
haft einrichtungen,“.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 7886

5

Artikel 4

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom
9. November 2010 (GBl. S. 793, 826), das zuletzt durch
Artikel 8 des Gesetzes vom … (GBl. S. …, …) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 50 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 wird das
Wort „Abschiebehafteinrichtungen“ jeweils durch das
Wort „Abschiebungshafteinrichtungen“ ersetzt. 

2. § 57 Absatz 1 Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

    „11. Ärzte in Ämtern der Besoldungsgruppen A 13
und A 14 bei Justizvollzugseinrichtungen und
Abschiebungshafteinrichtungen, sofern sie über-
wiegend Aufgaben der Patientenversorgung wahr -
nehmen,“.

3. In der Fußnote 2 zur Besoldungsgruppe A 7 der Lan-
desbesoldungsordnung A in der Anlage 1 (zu § 28)
werden die Wörter „und die Laufbahn des mittleren
allgemeinen Vollzugsdienstes bei den Justizvollzugs-
anstalten“ durch die Wörter „ , des mittleren Vollzugs-
dienstes im Justizvollzug und des mittleren Abschie-
bungshaftvollzugsdienstes“ ersetzt. 

Artikel 5

Änderung der Erschwerniszulagenverordnung 
Baden-Württemberg

In § 5 Absatz 2 der Erschwerniszulagenverordnung Ba -
den-Württemberg vom 30. November 2010 (GBl. S. 994),
die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juli
2015 (GBl. S. 663, 666) geändert worden ist, werden
nach dem Wort „Justizvollzugsanstalten“ die Wörter
„oder bei den Abschiebungshafteinrichtungen“ eingefügt.

Artikel 6

Änderung der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung

Die Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung vom 29. No-
vember 2005 (GBl. S. 716), die zuletzt durch Artikel 6
des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1035,
1038) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 16 wird wie folgt geändert:

    a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

                                               „§ 16

                       Beamtinnen und Beamte der Polizei, 
                          des Strafvollzugsdienstes und des 
                       Abschiebungshaftvollzugsdienstes“.

    b)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

        „(3) Für die Beamtinnen und Beamten des Straf-
vollzugsdienstes und des Abschiebungshaftvoll-
zugsdienstes gelten die Absätze 1 und 2 ent -
sprechend mit der Maßgabe, dass Verwaltungsvor-
schriften für den Strafvollzugsdienst vom Justizmi-
nisterium und für den Abschiebungshaftvollzugs-
dienst vom Innenministerium erlassen werden.“

2. In § 21 Absatz 2 werden die Wörter „und des Straf-
vollzugsdienstes“ durch die Wörter „ , des Strafvoll-
zugsdienstes und des Abschiebungshaftvollzugsdiens -
tes“ ersetzt.

3. In § 22 Absatz 1 a werden die Wörter „und des allge-
meinen Vollzugsdienstes bei den Justizvollzugsein-
richtungen“ durch die Wörter „ , des Vollzugsdienstes
im Justizvollzug und des Abschiebungshaftvollzugs-
dienstes“ ersetzt.

4. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 7

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.
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